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Erinnert Euch des Programms der deutschen
Fortschrittspartei in Preußen!

Jahre lang haben wir uns darüberbeschwert,daß
in unserem Staate alles gesunde Leben schlafen zu

gehen scheine. Wo wir vorwärts gehen sollten,da, so
hieß es, stehen wir still oder gehengar ruckwarts Da

ist nun in diesem Sommer plötzlichder gewaltigeStoß
gekommen,der in unserem Verhältnißzu Deutschland
und zu dem ganzen übrigenEuropa uns rascher und -

weiter vorwärts getriebenhat, als wir irgend erwarten

konnten. Man hätte aber denken sollen, daß nun auch
alle frischen Kräfte ini»B.-olke-sichregen, daß wir nun

auch in allen inneren Verhältnissen muthig vorwärts

schreiten,und die Regierung rastlos vorwärts treiben

würden.
· ·

Wir halten gemeint, es würde jeder im Volke

begreifen, daß die mit so unendlichemJubel begrüßte
äußere Vergrößerungder preußischenMacht gar bald

zum Unsegen werden und indie trosllosesteOhnmacht
unischlagenmüsse, wenn dieserStaat nicht in seiner

inneren Ordnung, in seiner inneren Verwaltung
und Gesetzgebung zn neuem Leben sichaufreisst-.

Leider nehmen wir von solcher Regsamkeitin der

Regierungwenig und in gar vielenKreisen des Volkes,
auch unter sonst freisinnigenMännern,noch weniger
wahr. Und doch sind der Mängel so viele und so
schwere, denen um Ihrer selbstund um unseres eigenen
Besten willen zn jeder Zelt abgehvlsenwerden müßte-
auch wenn wir mit der ganzen Welt im tiefsten Frieden
lebten. Aber wir leben mit der Welt außerhalbPreu-
ßens·ganz und gar nicht im Frieden- Nicht blos die

abgesetztenund die in den norddeutschenBund hinein-
gezwungenen oder vor der preußischenUebermachtzittern-
den Fürsten in .dem Umfangedes ehemaligendeutschen
Bandes warten mit ihren Schildträgernauf den Augen-
blick, wo sie sich an uns rächen können. Auch die

Franzosen rüsten sich, um mit diesen Fürstenund mit

den Oesterreichernvereint über uns herzufallen,sobald
sie nur erst stark genug und wir nach ihrer Meinung
wieder schwachgenug geworden sind. Und schwach

genug werden wir werden, wenn nicht vieles in unserem
Staate geändertwird. Denn was kann ein Volk und

einen Staat mehr schwächen,als wenn Ackerbau, Ge-
werbe und Handel iininerzu in den Banden veralteter

Gesetze eingeschnürtbleiben, wenn die Verwaltung von

Kreis und Gemeinde immer auf den alten, längst aus-

gefahrenenWegen dahin geht, wenn in manchenKreisen
ein konservativer Bücklingmehr gilt, als die offenkun-
dige Tüchtigkeiteines ehrlichen Mannes?

Wir sprechen dabei nicht einmal von Uebeln, die
etwa im März 1862 mit dem konservativenMinisterium
ins Land eingezogenwären. Wir reden vielmehr von

viel,. viel älteren Gebrechenz wir reden von solchen
Schäden, die auch das liberale Ministerium von 1858

während einer mehr als dreijährigenRegierung nicht
einmal zur Hälfte und theilweise gar nicht hatte besei-
tigen können. Gerade weil die altliberalen Minister,
wie der Fürst von Hoheuzollern, wie Graf Schwe-
rin, und der seitdem verstorbene Herr v. Auerswald,
nicht die Kraft hatten, um ihre guten Absichtendurch-
zusetzen,gerade darum trat schon am 9. Juni 1861 eine

Anzahl freisinnigerMänner zusammen und entwarfen
ein Programm, das auch heute noch das Programm
der deutschen Fortschrittspartei in Preußen ist
und an dem, wie wir überzeugtsind, jeder wirklich
freisinnigeMann festhalten wird, bis alle Forderungen

hetdselben
bis auf das letzte Titelchen erfüllt

in .

Nach diesemProgramm soll die staatlicheoder, wie
man sonst auch sagte, die weltliche Obrigkeit sichstreng
auf dem Gebiete halten, das ihr von Rechtswegean-
kommt; aber sie soll auch nicht dulden, daß irgend eine
andere Macht innerhalb des Landes in das staatliche
Gebiet hineindringe. Die staatlicheObrigkeit, ebenso
wie die kirchliche,eine jede soll thun, was ihres Amtes

ist, nicht mehr und nicht weniger. Darum fordert das

Programm ,die Trennung des Staates von der Kirche«
Der Staat soll nicht das Glaubensbekenntnißseiner
Bürger prüfen,sondern soll, so heißtes im Programm,
dem Art. 12 der Verfassunggemäß,die Gleichberech-
tigung aller Religionsgenossenschastenmit allem Nach-



druck wahren. Auch soll er den Unterricht in der

Religionslehre den kirchlichen Gemeinschaften anheim-
stellen. Aber auch ihrer Seits soll die kirchlicheGe-
walt den Unterricht in weltlichen Kenntnissenund Fertig-
keiten der Aufsicht und Leitungdes Staates überlassen·
Ferner soll der Staat die kirchlicheTrauung nicht hin-
dern; aber die kirrl)liel)e·Obrigkeitsoll auch nicht ver-

langen, daß der Staat eine Ehe nur mit ihrer Erlaub-

Uiß zulasse. Darum soll endlich, so fordert das Pro-
gramm, der Art— 19 der Verfassung ausgeführt,
und das Gesetz über sdie »Civilehe«endlich erlassen
werden.

Ferner soll der preußischeStaat auf dem ihm zu-
stehenden Gebiete sich so einrichten,daß er seinem wah-
ren Zwecke wirklich entspricht. Er soll werden ein

wirklicher »verfassungsmäßiger Rechtsstaat«, ein

solcher, in welchem »die Verfassung das unlösbare
Band ist, welches Fürst und Volk zusammenhält«,und
in welchem »dieRegierung ihre Stärke in der Achtung
der verfassungsmäßigenRechte der Bürger si.eht.«

Weiter ist ein verfassungsmäßigerRechtsstaat nur

da vorhanden, wo dem GesetzeJedermann ohne Unter-

schied der Person gleich unterthan ist. Daher bedarf
es in Preußen des endlichen Erlafses des in Art. 61

der Verfassung verheißenenGesetzes über die Verant-

wortlichkeitder Minister vor den Gerichten des Landes,
und außerdem eines Gesetzes, welches ebenso die Ver-

antwortlichkeit aller Beamten feststellt. Aus demselben
Grunde verlangte das Programm der deutschen Fort-

schrittspartei, daß nicht blos eine »abhängigeStaats-

anwaltschaft«,sondern daß jeder preußischeStaatsbür-
er das Recht haben müsse,von den Gerichten des

Landesdie Untersuchungund Bestrafung von Verbrechen
und Vergehen zu verlangen, mögen dieselben von ein-

fachen Privatpersonen, oder auch von Beamten begangen
sein. Es verlangte, daß ,politischeund Preßvergehen«
ihrer Natur und einer früherenVerfassungsbestimmung
gemäßwiederum von Geschworenengerichtenabgeurtheilt
werden. Es verlangte ,wirklich unabhängige-·und

nicht unter einem Disciplinargesetzstehende Richter
und überhaupteine Rechtspflege, die »für Jedermann

gleich zugänglichit.«
Doch zu einem Rechtsstaat gehörtnoch viel mehr,

als blos dies. Es soll nicht blos jeder zu dem Rechte
kommen, das ein Richter ihm zusprechenkann; sondern
Jedermann soll auch jedesRecht und damit jede Pflicht
frei üben können, die ihm als einem zu vernünftiger
Freiheit geschaffenenMenschen zustehen. Er soll seine
eistigen und körperlichenKräfte ungehindert benutzen
önnen, um sich sein Brot erwerben und um zu dem-

jenigen Wohlstandegelangen u können,zu dem er nach
feinen persönlichenVerhältnissenund Eigenschaftenbei

redlicher und verständigerArbeit gelangen kann. Darum

verlangte das Programm, daß der Staat Alles thue,
was ihm obliegt, um die wirthfchaftlichenKräfte des
Landes von ihren alten Fesseln zu befreien. Ferner
sind wir berechtigt, für unsere Jugend die nöthigeGe-.
legenheit zu fordern, um gute und nützlicheKenntnisse

zu erwerben und ihren Verstand in der besten Weise
auszubilden. Darum, verlangte das Programm eine

kräftigeHebung aller Schulen im Lande, besonders aber
der Volksschulem Und weiter verlangte es, was jeder
selbstbewußte Mann verlangen muß, die endliche
,Herstellung einer auf den Grundsätzender Gleichbe-
rechtigung und Selbstverwaltung gestütztenGe-
meinde-, Kreis- und Provinzial-Ordnung,
unter Aufhebung des ständischell Prinzips und der

gutsherrlichen Polizei.«
Mit der Beseitigung des in unseren Staat und

in unsere Zeit gar nicht mehr hineinpassendenstän-
dischen Wesens wird aber auch die gegenwärtigeGe-

stalt des Herrenhaufes eine vollkommen hinfällige.
Auch fordert das Programm ausdrücklichdie vollkommene

Umgestaltung dieses Herrenhauses, schon darum, weil
dasselbe in feiner jetzigen Zusammensetzungein unüber-

steiglichesHindernißfür alle von uns angestrebtenVer-
besserungenin unserem Staats- und Gemeinwesen sein
würde.

Aber das Programm derFortschrittsparteihatte nicht
blos unsere inneren Verhaltnisseim Auge. Es wußte
schon vor länger als fünf Jahren, was damals die

Gegner der Fortschrittspartei auf das Heftigstebestritten,
und zu dessenAusführung doch gar Viele von ihnen
dem Grafen Bismarck später selbst behül ich gewesen
find. Das Programm wußtenämlichund agte es, daß
Preußen nur dann zu gefestigter innerer Rechts-
sicherheit und zu emer stetigen und befriedigenden
Entwickelungaller seiner wirthschaftlichen,wie sittlichen
und geistigenAufgaben elangen kann, wenn es durch
entsprechendeMachtvergrößerunfeine äußere Stellung
in Deutschland und uropa sichsichert. Es müßte,
wenn nicht plötzlich,so doch allmäligzu Grunde gehen,
wenn es nicht an wirklicheräußerer Macht noch viel,
sehr viel gewänne. Dieser äußere Machtgewinn aber,
sagte das Programm, ist nur möglichvermittelst»einer
festenEinigung Deutschlandsunter einer starken Central-

gewalt in den Händen Preußcns und durch eine

gemeinsame deutsche Volksvertretung«. Um

diese Stellung gewinnen zu können,verlangte das Pro-
gramm, daßPreußensich tüchtigmache zu einer »nach-
haltigetl Kriegsführung«, und zwar durch »Auf-
rechterhaltungder Landwehr durch die allgemein ein-

zuführendekörperlicheAusbildung der Jugend, durch
erhöhte Aushebung der waffenfähigenMannschaft
bei zweijähriger Dienstzeit und durch die größte
Sparsamkeit für den Militäretat im Frieden«. Wenn
die in sPreußens und Deutschlands Interesse gleich
nothwendigeMachtstellungunseres Staates »durcheinen

Krieg erlangt werden muß«,dann, sagte das Programm,
»wirduns niemals ein Opfer zu groß sein.

Endlich wußten die Männer, welche am 9. Juni
1861 das Programm unserer deutschenFortschrittspartei
abfaßten,sehr wohl:
daß die Machterweiterungdes preußischenStaates

zwar- durch die Waffen gewonnen, aber nur dadurch
« erhalten werden kann, daß dieserpreußischeStaat



zu einem Staate der Gerechtigkeit und derFrei-
heit, daß er zu einem »verfassungsmaßigen
Rechtsstaat« entwickelt werde.

Wie Alle aber müssenbedenken,daß der Rechtsstaat
UUV geschafer werden kann durch ein weiies und that-
kkäftigesVolk. Nur ein solches vermag sichauch eine

weise und thatkräftigeRegierung zu schaffen.
Politische Wocheuschan.

· Preußen. Die ofsiziöfenOrgane der Regierung thun
ihr-Moglichstes,um jede Illusion, als ob in den Regierungs-
kreisen eine Meinungsverschiedenheitdarüber herrsche,daß die
bis jetzt im JUUekFlbefolgte Politikbeizubehalten sei, zu zer-
stören. Am entschiedenstentritt in dieser Beziehung die letzte
ProvinzialsKorrespondenzauf, sie sagt: »Der innere Kampf der

letzten Jahre bewegtesich in seinem Grund und Wesen vor

Allem iim die Au rechterhaltung der Heeresreform, darüber
allein ist der Streit um das Budget und um die Verfassun
und der heftige Kampf auf allen Gebieten des öffentlichen
Lebens, im Landtage und in der Presse, im Vereinswesen.
und in den städtischenKorporationen entbrannt. Wer nun

jetzt anerkennt, daß die Regierung sich durch die Aufrechter-
haltung der Militär-Reorganisationund durch die mit Hilfe
derselben errungenen Erfolge der äußeren Politik hohes Ver.
dienst um das Vaterland erworben habe, der erkennt da-
mit auch thatsächlich und selbstverständlich an, dgß
die

Regierunggwohl daran gethan habe, alle Mit.
tel, die ihr erfassung und Gesetz an die Hand
gaben, nach gewissenhafter Ueberzeugung zu be-

nützen, um das großeund segensreicheWerk des Königs,
die Heereseinrichtungen,welche heute der Stolz Preußens
und Gegenstand der Bewunderung in ganz Europa sind, im

Kampfegegen alle Widersprücheund Hindernisse des Par-
teitreibens durchzuführen, sbis eine Zeit besserer Erkenntniß
in der Landesvertretung heranbräche«. Das heißt: wer die.

äußerePolitik der Regierung billigt, der muß auch die innere

Politik billigen, wer die Regierun in ihrer äußerenPolitik
unterstützt,der mußsie auch in i rer inneren unterstützen.

Wenn die Regierungauf sol e Weise auf das Entschie-
denste jede Spaltung im Ministerium in Abrede stellt, so
hegen wir nicht die eringsten Zweifel über die Richtigkeit »

dieser ofsiziösenMiit eiliingen. Wir glaubenganz sicher,
daß in den RegierungsktelfetlaugenblicklichNiemand die Ab-

sicht hat, iin Sinne der liberalenPartei zu regieren, aber
wir sind überzeu t davon, daß dieser Zustand täglichmehr
als ein unhalt arer zeigen wird. Wir halten eine prinzi-
pielle Verschikdenheitder äußeren und inneren Politik auf
die Dauer fur unmöglich,und wir sehen daher mit sichekek
Erwartung dein Tage entgegen, wo die Regierungeinsieht,
daß sie, nachdemsie m der außetenPolitik die Bahn einge-
schlagenhat, welchezu denZielender liberalenPartei führt,
auch im innern den Prinzipiender liberalen Partei voll-

, standig Rechnung tragen muß, Wenn sie nicht alle Erfolge
der äußerenPolitik in Frage stellen will. —

DEer Zeitpunktmöglichstschnellherbeizuführen,das ist
die Aufgabedes Volkes; es mußauf jedem igniverfassungs-
mäßigzit GebotestehendenWege zeigen- da es eine solche
Wendung im Innern ernstlichwill, es muß zeigen, daß es

nicht gesonnenist, der baldigenErreichungder politischen
Freiheit zu entsagen,Um»inzwischendie bürgerliche, wirths
schaftliche und personliche Freiheit auszubauen.

Das Wahlgefetz zum Reichstagedes norddeutschen
Bandes wird auch in den annektirten Ländern in den nächsten
Tagen publizirt

werden. Jn Berlin hat sichein Central-
Komite ür diese Wahlen gebildet.

·Jn Berlin sind bei der Nachwahl im 1. berliner Wahl-
bezirk die fruheren Abgeordneten Jung und Richter ge-
wählt worden.

Norddeutschet Bund. In Mecklenburg hat Herr
Manecke-Duggenkuppel aus seinen in voriger Wochen-
schau mitgetheiltenAntrag den Bescheid erhalten, daß der

engere Ausfchußden Antrag nicht für geeignet halte, dem

Landtage vorgelegtzu werden. Nach einem früherenGut-

achten Des Syndlells der »Ritierschaftsteht dem engeren Aus-

schußein solchesRechtUxchtzu, und hat Herr Manecke auch
gegen die ZiirückwelfUFIgfeines»Antrages protestirt.

Jn Sachsen scheint»die laugereAbwesenheit des Königs

sehr befruchtend auf die Leyglltat gewirkt zu haben, wenig-
stens wollen die Freudenbezeugungenüber die Rückkehrdes

Königs gar kein Ende nehmen.
» ·

Süddeutschland.Jn Stuttgart will eine Anzahl von

hochachtbarenMännern zusammentreten,um über die Kon-

stituiruiig des süddeutschenBandes ·zu berathen Wir glau.
ben, daß ihre Bemühungenvergeblichsein werden, denn die

Erkenntnißvon der Nothwendigkeiteines direkten Anschlussez
an Preußen greift immer mehr um »sich..

Oesterreikh. Nachdem OesterreichsichHerrn v. Beust
geholt hat, will es auch den skuhetensachsischenKriegsmis
nister, Herrn v. Rabenhorst übernehmen Derselbe gehort

zu den entschiedenstenGegnernPleUßeths «

Der Finanzininister erklart die Finanzlage Oesterreichs
für befriedigend. — Andere Leute sindanderer Ansicht.

.

Spanien. Die Stimmung des ganzen Volkes«wird

immer erregterz die strengsten Maßregelnder Regierung
scheinenden Ausbruch einer Revolution nichtmehraufhalten
zu können. Eine Revolution würde die Vereinigung der

anzen Halbinsel unter dem Könige von Portugal zur Folge
a en.

Nord-Amerika. Die Wahlen sind zu Gunsten der repus

blikanischen Partei ausgefallen; damit stürzen die letzten
Hoffnungen der Sklavenhalter zusammen.
x

Neneste Nachrichten.
Die französichenKammern sollen schonim Januar ein«

berufen werden, Und fVll then sogleich der Reorgani«
sationspian der frciiizs")silche.nArmee Vorgelegt W-

ien. — Man wünschtdringendein-«seht schnelleAIJUEHME
der Vorlage, da die russischmRustungen in Paris eine

gkvßeBesorgnißerwecken.
.

Jm Kirchenstaat sollen alle Waffen konsiszirt werden.
Dann sind die Bewohner der kleinen Orte ganz wehrlos den

Banditen überliefert.

Die Notwendigkeit der Erhöhung der Gehälter
der Volksschullehrer.

»

Wie von wohlunterrichteterSeite versichert wird, will
die Regierungdem Landtage auch ein Gesetzvorlegen, durch
welchesdie Lehrer in den Volksschulen, und zwar in erster
Linie die in den Dörfernzbesserbesoldet werden sollen. Wer

aufmerksamdie vielen Klagenverfolgthat, welche in dieser
Beziehunglallt gewvrden»Wd-derweiß,wie dringend noth-
wendig ein solchesGefelzIst« Wir glauben daher nicht, daß
sichirgend eine Stimme gegen eine solcheBorla e der Re-

gcierungerheben Wied, es mußte denn sein, daß-: ieselbe die

not-nunan- welche man hegt, nicht erfüllt, daß die Vor-

schlägezur Verbesserung der Lage unserer Schul-
lehrer nicht durchgreifendgenug sind.
»Die Lehrer sind diejenigen Personen, welchen das

Volfk
das theuerste anvertraut, was es besitzt,näm-

lich eine Kinder; und von ihnen hängt es ab«, ob die-



selben zu tüchti en Menschen, zu guten Bürgern er-

zogen werden so en oder nicht. Jst ein Lehrer so gestellt,
daß er seine ganze Kraft seinem Amte widtnen kann, so
haben wir das volle Recht von ihm zu verlangen, daß er

diese Aufgabe erfüllt; aber haben wir auch dieses Recht,
wenn seine Stellung eine solcheist, daß er« allerhand Neben-

verdienst suchenmuß, Um llch und seine Familie vor dem

Verhungern zu schützen?Wir glauben nicht, denn einerseits
werden sich in solchemFalle nicht wahrhaft befähigtePer-
sonen dem Lehrerstande widmen, andererseits können sie nicht
mit der nöthigen Freudigkeit und der nöthigenGeistesfrische
dem Lehreramte obliegen. Deshalb erscheint es uns als
eine dringende O)«iahnung,die Lehrer so zu stellen,
daß sie nicht mit Hunger und Elend zu kämpfen
l ab en.)

Vielleicht werden manche, Angesichtsder Gefahren welche
unserem Vaterlande zu drohen scheinen, die Behauptung auf-
stellen, daß man in allen Zweigen der Verwaltung sparen
müsse,um nur die Vertheidignngskraft des Volkes

zu erhöhen,aber wir glauben, daß das Geld, welches
für die Verbesserung der Lage unserer Volkslehrer
ausgegeben wird, auch ausgegeben wird für die

Erhöhung der Wehrfähigkeit unseres Volkes.

Jetzt, wo die eingetretene Ruhe uns erlaubt, die Resul-
tate des glorreichen Krieges dieses Sommers mit kritischem
Blicke zu untersuchen, und die Ursachen des Erfolges unserer
Waffen zu untersuchrn, jetzt tritt es klar zu Tage, daß
nicht das Ziindnadelgewehr es war, welches den Sieg ent-

schieden hat, sondern die Intelligenz, welche in unserem

Heere größerist, als in irgend einem Heere der Welt. Diese
Intelligenz ist nicht allein eine Folge des Institutes der ein-

jährigenFreiwilligen, durch welche in der preußischenArmee
die höchsteStufe der Bildung bis in die Reihen der ge-
meinen Soldaten getragen wird, sondern sie ist ganz wesent-
lich eine Folge unseres Vol«ksschulwesens,welches besserist
als in irgend einem europäischenLande. Diesen Vorrang
unseres Volksschulwesens müssen wir uns aber er-

halten, und damit er anhaltend bleibe, müssen wir das

Gehalt der Lelrer erhöhen, denn die jetzigenVerhältnisse
geben einem enschen, der die Fähigkeitenbesitzt, die man

von einem Volksschullehrerverlangen muß, die Möglichkeit,
sich auf andere Weise ein reichlichesEinkommen zu ver-

schaffen.
Wie sehr man auswärts die Bedeutung der Volksbildung

für die Wehrsähigkeitdes Volkes erkannt hat, das eht aus
den Maßregelnhervor, die man in Frankreich getrossenhat.
Dort müssenjetzt alle Soldaten, welche einen mangelhaften
Schulunterricht genossen haben, nachträglichLesen und
Schreiben lernen, und diejenigen,welcheUnteroffizierwerden
wollen- Müssen sich noch größereKenntnisse aneiznein Aller-

dings können solcheMaßregelnimmer nur unvo kommen die

Nachtheile eitler VetsällmtenJugend-Erziehng Verbesseru,
aber sie sollen uns doch eine Mahnung sein, damit wir nichts

versäumen, um bei uns die Bildung des Volkes nicht nur

auf der Stufe zu erhalten, aus der sie sich befindet, sondern
sie wo möglichnoch zu erhöhen. Das möge man bei der

Berathung der Vorlage über die Erhöhung des Gehaltes
der Volksschullehrerwohl im Auge behalten.

Anzeigen.

s 20,000 Gulden baares Silbergeld, E
kann Jedermann gewinnen, der sich bei der

«

großen Fraukfurter Geldverloosung
betheiligt, towie weitere Haupttreffcr von

Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20,000, lä,000,
12,000, 10,000, 6,000, 5,000 ic.

Diese von der hohen hiesigen Regierung genehmigte und
der Stadt garantirte

Neuefte große Prämien-Verloofnng D
bietet den Theilnchmern in jeder Beziehung die größten

Voriheile.
Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen. D
Das ganze Einlagekapital wird binnen Monaten mittelst
Gewinnziehungen zuriickbeiahlt und müssen planmäßigbis

dahin sämmtliche l2,500 Gewinne, ll Prämien und 18,400
Freiloose von den Interessenten erlangt werden.

Ganze Origiiiallosc kosten fl. 6. —- oder Nthlr. Z. 13.
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(Diese Lriginallose sind mit dem Statdsiegel versehen). D

Zu den schon am 12. und 13. Dezember a. c.

beginnenden Zichnngen werden-Bestellungenunter Bei-

fügung des Betrages oder gegen Postnachnahmesofort pünkt-
lichst ausgeführtund die erforderlichenPlane gratis beigefügt.
Nach stattgehabter Ziehung erhäit’ jeder-·Theilnehiner die

amtliche Liste und Gewinne baar überschickt
-

Jegliche Auskunft in Betreff dieser großen und inter-

essanten Verlooiungen wird gerne ertheilt und eine stets
reelle gute Bedienung zugesichert. Man bellebe sich daher
vertrauensvoll baldigst direkt zu wenden an

l« steinelecleekssciilesingek,
Bank- und Wechsel-Geschäft

in Frankfurt am Main.
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L. Gmclin’s Handbuch der Chemie (neueste Aiislage)

1 Band 1—6 und 8 in Halbfranzbandz Band 7 (·-33——57.
Lieferung).

Versetiits, Chemie. 5.Band. Neueste Auflage. Halbkattun.
Regnault, Chemie, deutsch von Boedeker. 4 Bände.

Halbkattun. -

Löwig, organische Chemie. 2 Bände.

I«iel)ik..-;.Ohimie orga«nique. 1 Band gr. Quart. Halbfrz
«()alsom·s, Leyons de chimie. 4. Bände. Halbkattun.
Eifcnlohk- Physik. 7. Auflage. Halbfran.
Dove und August , Wörterbuch der Physikund Chemie.

?
3 Bände. Halbfranz.
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· SämmtlicheBiicher sind sehr gut erhalten; Gebote auf

dieselbenwerden frankirt unter der Adresse: Dr· L. in der

Expeditiondieses Blattes erbeten.
W

,

III-. Rotnekshausett’s Augen-Essens- s

zur Erhaltung, Stärkung und herstellung

Durch Einführung der Post-Anweisungen im»Preu-.
ßischenStaat ist von vielen Seiten der Wunsch geaußert,

-

obige nun schon seit 3 Decennien rühmlichstbekannteEssenz
'

durch jene Anweisungen ohne Brief beziehenzuvkonnen:-
Jch gehe gern hieran ein, nur bitte unter meiner Adresse
die Buchstaben A. E. bemerken zu wollen.

Aken a. d. Elbe, Dr. F. G. Geiß,
1. Novbr. 1866.
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